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Geſetz-Sanmlung 
BE für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 14.— 


(No. 1255.) Geſetz zur Aufhebung des in der Magdeburger Polizeiordnung enthaltenen 
i Verbots des baͤuerlichen Hordenſchlages. Vom 22ſten Juni 1830. 


ä Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
! Preußen ꝛc. e. 


verordnen auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums nach Anhörung Unſerer 
getreuen Stände der Provinz Sachſen und erfordertem Gutachten Unſeres 
Staatsraths: : 


8 5 
Das Verbot im H. 21. Cap. 35. der Magdeburger Polizeiordnung vom 
sten Januar 1688., nach welchem die Bauern an den Orten, wo es nicht 
hergebracht iſt, auf ihren eigenen Aeckern keinen Hordenſchlag halten und mit 
ihrer Schaafheerde nicht lagern duͤrfen, wird hierdurch aufgehoben. 
H. 2 


Vorbehalten werden jedoch die aus jener Verordnung erworbenen Unter⸗ 
ſagungsrechte, welche indeß nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung vom 7ten Juni 1821. abgelöfet oder eingeſchraͤnkt werden koͤnnen. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhöchfteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. f : | 


Gegeben Berlin, den 22ften Juni 1830. . 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von Mecklenburg. v. Schuckmann. Graf v. Danckelman. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 
| 
| 
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(Ausgegeben zu Berlin den 27ften Juli 1830.) 


(Fo. 1236.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 22fen Juni 1830., uber die Dauer der Amts 
funktionen der N een ; er bei Gerichten des Preußi⸗ 
ſchen Rechts angeſtellt ſind. 


Fur Erledigung des Zweifels! ob die kaufmaͤnniſchen Mitglieder der Kommerzien⸗ 
und Admiralitaͤts⸗Kollegien zu Königsberg und Danzig und der fuͤr die Handels⸗ 
Angelegenheiten in Stettin, Memel, Elbing und Naumburg gebildeten gerichtlichen 
Deputationen das ihnen uͤbertragene Amt fortzuſetzen haben, wenn ſie ſelbſt Hand⸗ 
lung zu treiben aufhoͤren, ſetze Ich nach dem Antrage des Staatsminiſteriums 
feſt: daß die Dauer ihrer Funktionen von dem Betriebe des kaufmaͤnniſchen 
Gewerbes abhaͤngig iſt und ihr Amt aufhoͤrt, ſo bald ſie aus der Kaufmann⸗ 
ſchaft ausſcheiden. Doch fuͤhren ſie den Titel fort, der ihnen beſtallungsmaͤßig 
von Mir verliehen iſt. Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die 
Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 22ſten Juni 1830. 3 
| | „Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


Fo. 1257.) 


(No. 1257.) Verordnung „ die Einführung einer gleichen Wagenſpur in der Provinz Sachſen 


betreffend. Vom 10ten Juli 1830. - 


> Preußen ꝛc. mw e | 


Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: Nachdem Unſere getreuen 
Staͤnde der Provinz Sachſen bei ihrer zweiten Zuſammenkunft auf Erlaſſung 
eines Geſetzes wegen Einfuͤhrung gleicher Wagengeleiſe in dortiger Provinz aller- 
unterthaͤnigſt angetragen, auch dieſerhalb bei dem dritten Landtage nach Erwaͤgung 
der ihnen vorgelegten, tiber die Aus fuͤhrbarkeit einer ſolchen Verordnung einge⸗ 
forderten Gutachten der Kreisftände ſaͤmmtlicher Kreiſe, ihre definitive Erklaͤrung, 
mit ihren Vorſchlaͤgen begleitet, abgegeben haben ; fo verordnen Wir, auf den 
Antrag Unſers Staatsminiſteriums, Folgendes: z 


556 
Von der Zeit der Bekanntmachung dieſer Verordnung ab ſollen alle Achſen 
an neuen Kutſch⸗, Poſt⸗, Fracht⸗„ Bauer- und allen andern Arten von Wagen 
dergeſtalt angefertigt werden, daß die Breite des Wagengeleiſes von der Mitte 
der Felge des einen bis zur Mitte der Felge des andern Rades vier Fuß vier 
Zoll Preußiſch betraͤgt. 5 ee 


§. 2. ; ; 

Den Stell- und Schirrmachern und anderen Handwerkern, welche ſich 
mit dieſer Fabrikation befchäftigen, wird bei Drei Thalern Strafe unterſagt, 
eine Achſe wider die Vorſchriften des §. 1. einzurichten und den Schmieden bei 
gleicher Strafe, ſolche mit Beſchlag zu verſehen. 8 f 

Bei Wiederholung der Kontraventionen wird die Strafe verdoppelt. 

3 S f ; 
Nach dem Ablaufe von Sechs Jahren nach Bekanntmachung dieſer Ver⸗ 
ordnung ſoll in Unſerer Provinz Sachſen kein Wagen gebraucht werden, welchem 
die im H. 1. beſtimmten Eigenſchaften mangeln. * 5 
l f 4 


Dieſe Verordnung hat fuͤr die landraͤthlichen Kreiſe Ziegenruͤck und 
Schleuſingen keine Guͤltigkeit; letztere ſind vielmehr von derſelben auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit ausgenommen. . f . 

8 3. 

Wer ſich nach der im §. 3. beſtimmten Friſt eines Fuhrwerks bedient, 
welches die im H. 1. feſtgeſetzte Einrichtung nicht hat, ſoll durch die Polizei⸗ 
und Wegebeamten, ſo wie durch die Gensd'armerie angehalten, zur naͤchſten 
Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe von Einem bis Fuͤnf Thaler 
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fuͤr den erſten, und von Zwei bis Zehn Thalern fuͤr den zweiten und die folgen⸗ 
den Kontraventionsfaͤlle genommen werden. Dieſe Strafe, welche in die Armen⸗ 
Kaffe des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt und beſtraft wird, trifft 
den Eigenthuͤmer des Fuhrwerks, ſoll jedoch von den Reiſenden, mit Vorbehalt 
ſeines Regreſſes an den Eigenthuͤmer, erlegt werden. a i 
Fuͤr eine und dieſelbe Reiſe bis zum Beſtimmungsorte, ſoll nur Einmal 
Strafe Statt finden und der Reiſende uͤber deren Erlegung mit einer Beſcheini⸗ 
gung verſehen werden. 5 te 
RER K 6. 
Von dieſen Vorſchriften ſind allein ausgenommen: 5 
3) ſaͤmmtliches Militairfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privateigen⸗ 
thum einzelner Militairs iſt; Br 
b) fremde Reiſende, oder Reiſende aus ſolchen Provinzen des Preußiſchen 
Staats, in welchen keine oder eine andere allgemeine Einrichtung der 
Wagengeleiſe vorgeſchrieben iſt; und a 
c) ſaͤmmtliche ins Ausland beſtimmte Wagen, deren Beſtimmung jedoch 
i bewieſen werden muß. l 


i ROT : 

Alle diejenigen, welchen die Anlegung und Unterhaltung der Wege obliegt, 
find verpflichtet, ſolche, wo es nöthig iſt, binnen einem Jahre nach Publikation 
gegenwaͤrtiger Verordnung in ſoweit zu verbreitern, als es die Ausfuͤhrung dieſer 
Vorſchriften erfordert. Die Behoͤrden ſollen Aufſicht daruͤber fuͤhren, daß dieſer 
Beſtimmung genuͤgt werde, und, wenn dies nach Verlauf eines Jahres nicht 
geſchehen ſeyn ſollte, die Verbreiterung auf Koſten der Verpflichteten bewirken 
laſſen. . a SEE : 


EN . i 
Wir befehlen allen Polizei» und Gerichtsbehoͤrden ſich nach dieſer Ver⸗ 
ordnung, welche ſogleich und außerdem Dreimal waͤhrend des ſechsjaͤhrigen Zeit⸗ 
raums, durch die Intelligenz und Amtsblaͤtter bekannt gemacht werden ſoll, 
gebührend: zu achten:: 8 e el 
Gegeben Berlin, den 10ten Juli 1830. l 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
Graf v. Bernstorff. v. Hacke. Graf v. Danckelman. 


